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Der Bundesminister der Finanzen Bonn, den 5. Oktober 1955 

V A/6 - D 1522 (11) - 41/55 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : De v isenvergehen des Sdarindustriellen Luitwin 
von Boch 

Bezug; Kleine Anfrage 193 der Abgeordneten Dr. Moni- 
mer, Walz, Dr. Becker (Hersfeld), Engeil und 
Genossen 

- Drucksache 1692 - 


Auf die Anfrage beehre ich mich, folgendes mitzuteilen: 

Gegen Herrn Luitwin von Boch war ein Strafverfahren wegen 
Devisenvergehens nicht anhängig. 

Das Bußgeldverfahren in Devisensachen richtet sich nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten vom 25. Marz 1952 (BGBl, I S. 171). 
Im Gegensatz zum allgemeinen Strafverfahren ist es als Verwaltungs- 
verfahren nicht öffentlich. Eine Bekanntmachung der in ihm er- 
gangenen Entscheidungen findet - abgesehen von dem Fall des § 53 
des Wirtschaftsstrafgesetzes vom 25. März 1952 (BGBl. I S. 189) - 
nicht statt. Geldbußen und Nebenfolgen, die im Bußgeldverfahren 
festgesetzt werden, werden dem Strafregister nicht mitgeteilt und 
sind nicht eintragungsfähig. 

Dem Unrechtsgehalt der Ordnungswidrigkeiten entsprechend will 
das Gesetz hiernach jede diffamierende Wirkung der Geldbußen 
vermeiden. Der Betroffene soll die Gewißheit haben, daß ihm aus 
der Entgegennahme der Entscheidung keine weiteren persönlichen 
oder geschäftlichen Nachteile entstehen, wie sie mit dem Bekannt- 
werdeii des Sachverhalts in der Öffentlichkeit notwendig verbunden 
sind. 

Prüfungen, die von den Behörden der Devisenüberwachung durch- 
geführt werden, beruhen auf dem weitgehenden Auskunftsrecht der 
Devisenbewirtschaftungsgesetze. Wenn auch in Devisensachen, im 
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Gegensatz zum Steuerrecht, die Geheimhaltungspflicht bisher gesetz- 
lich nicht besonders festgelegt wurde, so wird doch anerkannt werden 
müssen, daß der unbeschränkten Auskunftspflicht der Betroffenen 
eine entsprechende erhöhte Geheimhaltungspflicht der Behörden 
gegenübersteht, wie sie auch hinsichtlich des Bankgeheimnisses an- 
erkannt wird. 

Ich trage deshalb aus rechtlichen Gründen Bedenken, die Anfrage 
zu beantworten. Sollte auf ihre Erledigung nicht verzichtet werden, 
so würde ich sie voraussichtlich im Sinne meiner vorstehenden Aus- 
führungen beantworten müssen, nachdem ich das Erledigungsschreibcn 
mit dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft abgestimmt habe. 


Schaffer 



